

[image: cover]




Vorwort


Der Täter-Opfer-Ausgleich befindet sich derzeit in einer Umbruchsphase. Nach dem dynamischen Aufbau in den 1980er und intensiven Aktivitäten des deutschen Gesetzgebers in den 1990er Jahren hat der TOA im ersten Jahrzehnt unseres noch jungen Jahrtausends, zumindest politisch, eher wenig Aufmerksamkeit genossen. Das hat sich in jüngerer Zeit wieder geändert.


Ein wichtiger Impuls kommt dabei zunächst vom europäischen Recht. Denn 2012 haben Regelungen zur Restorative Justice Eingang in die neue EU-Opferrechtsrichtlinie gefunden. Damit verbindet sich eine wesentliche inhaltliche Akzentverschiebung: Restorative Justice erscheint jetzt nicht mehr nur als ein vorwiegend täterorientiertes Instrument – als das der TOA in der Justiz mitunter (miss-) verstanden wurde – sondern zugleich als auch opferbezogenes Angebot, zu dem die Betroffenen aus eigener Entscheidung Zugang haben sollen. Aus dieser Perspektive erscheint es nicht länger angemessen, die Durchführung eines TOA auf bestimmte Verfahrensstadien zu begrenzen und sie zudem noch von einer polizeilichen oder justiziellen Zuweisung abhängig zu machen, die sich vorwiegend an tat- bzw. täterbezogenen Kriterien orientiert. Mit einer systematischen Förderung der Nachfrage von der Opferseite könnte auch der viel beklagten schleppenden Zuweisungspraxis mancher Staatsanwaltschaften entgegengesteuert werden.


Ebenso große Bedeutung haben aber auch die jüngsten Entwicklungen im Strafvollzug. Mit der Erweiterung des Behandlungsangebots in den Justizvollzugsanstalten um opferbezogene Elemente einschließlich des TOA, wie es bspw. die neuen Strafvollzugsgesetze in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen ausdrücklich vorsehen, wird dem TOA ein ganz neues Fallspektrum erschlossen. Der vorliegende Band ist die erste Arbeit, die das Potenzial des TOA im Rahmen der in Deutschland vorherrschenden Resozialisierungskonzeption analysiert und die Möglichkeiten für den TOA unter den besonderen organisatorischen Rahmenbedingen in den JVAs auch unter praktischen Aspekten darstellt.


Die vorliegende Arbeit, die vom Verf. mit betreut wurde, wurde zunächst als Masterarbeit im Rahmen des weiterbildenden Masterstudienganges Kriminologie der Universität Hamburg konzipiert. Auf der Grundlage ihrer vielfältigen eigenen Erfahrungen als Mediatorin in Freiburg i.Br. wurde die Idee für diese systematische Untersuchung der Möglichkeiten für den Täter-Opfer-Ausgleich in diesem damals noch neuen Anwendungsbereich bereits im Jahr 2012 entwickelt, also zu einem Zeitpunkt, als die politische Umsetzungsfähigkeit noch wenig realistisch erschien. Außer in Belgien, wo die Restorative Justice schon seit längerer Zeit zu dem Regelangebot in den Strafvollzugsanstalten zählt, und einigen weiteren, zumeist regional oder auf einzelne Anstalten beschränkten Praxismodellen in der Schweiz und in England & Wales, gibt es in Europa bislang nur wenige Erfahrungen mit dem TOA im Strafvollzug. Daher war es eine glückliche zeitliche Koinzidenz, dass parallel – zunächst ohne unsere Kenntnis – im Justizministerium Baden-Württemberg unter der Leitung von Herrn Ministerialrat Prof. Dr. Rüdiger Wulf, Leiter des Referats "Vollzugsgestaltung" und bekanntlich einer der Pioniere der Idee einer opferbezogenen Vollzugsgestaltung in Deutschland, das Pilotprojekt Täter-Opfer-Ausgleich im Justizvollzug (siehe dazu www.toa-bw.de) konzipiert wurde. Daraus ergab sich sodann die Gelegenheit, am Freiburger Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht einen hochrangig besetzten Workshop zu Fragestellungen der Konzeption und Implementation des Täter-Opfer-Ausgleichs im baden-württembergischen Strafvollzug zu veranstalten. Wesentliche Erkenntnisse und Schlussfolgerungen aus den Vorträgen und Diskussionen sind in die vorliegende Arbeit eingeflossen und am Ende des Bandes ausführlich dokumentieret. Die Bedeutung der Arbeit geht damit weit über den ursprünglich auf Baden-Württemberg bezogenen Fokus hinaus.


Silvia Andris hat mit ihrer Arbeit Pionierarbeit im besten Sinne geleistet, die wesentliche Impulse für eine breitere Umsetzung auch in anderen Bundesländern setzen kann und eine wichtige Lektüre für alle an Restorative Justice Interessierten sein sollte, auch und gerade aus der Rechtspolitik. Gerade die Anwendung des Täter-Opfer-Ausgleichs und anderer restorativer (Behandlungs-) Elemente im Strafvollzug verweist geradezu exemplarisch auf das weite Anwendungsspektrum der Restorative Justice, das viele unterschiedliche Facetten einbezieht, von der Lösung interner Konflikte zwischen Gefangenen und Bediensteten, über die Auseinandersetzungen zwischen Gefangenen oder Gefangenengruppen bis hin zu den in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen im Mittelpunkt stehenden persönlichen Verletzungen und Verwerfungen, die sich aus den oftmals schweren Straftaten ergeben, für die die Gefangenen einsitzen. Damit wird nicht nur eine praktische Angebotslücke geschlossen. Zugleich wird das Potenzial der Restorative Justice als einer universal einsetzbaren Ressource deutlich – einer Ressource, die umso wertvoller erscheint, je schwerer die Straftaten und damit die Tatfolgen sind.


Dr. Michael Kilchling, wissenschaftlicher Referent am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, Freiburg i. Br., und derzeit Vorsitzender des European Forum for Restorative Justice




Einleitung


Die rechtlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf die Durchführung des Täter-Opfer-Ausgleichs (TOA) und anderer Formen von Restorative Justice1 sind in der Bundesrepublik Deutschland sehr offen formuliert. Grundsätzlich wird kein Delikt - weder von der Art noch von der Schwere - ausgeschlossen und die Anwendung ist in jedem Stadium des Verfahrens möglich. In der Praxis dominieren jedoch eindeutig Fälle der einfachen und mittleren Kriminalität im Stadium des Vorverfahrens (Kerner, Hartmann & Eikens, 2012).


Von der im Zuge der Föderalismusreform ermöglichten neuen Gesetzgebungskompetenz der Länder im Hinblick auf den Strafvollzug hat auch Baden-Württemberg Gebrauch gemacht. Der Täter-Opfer-Ausgleich ist im baden-württembergischen Strafvollzugsgesetz (JVollzGB) in den Behandlungsgrundsätzen verankert. In der Praxis hat der Täter-Opfer-Ausgleich in Haft bislang jedoch kaum Relevanz. Dabei bietet der Täter-Opfer-Ausgleich im Rahmen des Strafvollzugs zahlreiche Anknüpfungspunkte als geeignetes „Lernfeld sozialer Verantwortung“ (Laubenthal, 2011, S. 92, Rn. 166) und kann damit auch einen wichtigen Beitrag zu dem Resozialisierungsziel des Strafvollzugs leisten.


Im Rahmen der vorliegenden Arbeit2 soll ein Beitrag zur Implementierung des Täter-Opfer-Ausgleichs in den baden-württembergischen Strafvollzug geleistet werden. Dabei beziehen sich die Ausführungen auf die der Inhaftierung zugrundeliegenden und in der Regel noch nicht aufgearbeiteten Konflikte beziehungsweise Taten.


Dazu werden zunächst die rechtlichen Rahmenbedingungen beleuchtet, unter denen ein Täter-Opfer-Ausgleich in Haft durchgeführt werden kann. Weiter wird der Fragestellung nachgegangen, inwieweit es sinnvoll und möglich ist, solche Instrumente auch bei schwerwiegenden Delikten anzuwenden. Dabei werden wissenschaftliche Erkenntnisse über Opfer und deren Erwartungen und Perspektiven nach einer Straftat erörtert. Ebenso wird die Situation des Täters im Hinblick auf die Bereitschaft und die Wirkung eines Täter-Opfer-Ausgleichs beleuchtet. Schließlich wird ergründet, ob und wie solche Instrumente im Nachverfahren, also zu einem Zeitpunkt an dem der Täter bereits verurteilt wurde und seine Freiheitsstrafe verbüßt, durchgeführt werden können.


Anhand diverser Studien – insbesondere im Ausland – kann festgestellt werden, dass der Täter-Opfer-Ausgleich bei schwerwiegenden Delikten und auch im Nachverfahren wirkungsvoll und in verschiedenen Ländern (beispielsweise in Belgien) bereits etabliert sind. Dies schließt explizit auch das Stadium des Strafvollzugs mit ein. In Deutschland ist dies bislang so nicht der Fall. In der Arbeit wird insbesondere anhand der bestehenden und erfolgreichen Projekte im Ausland und dem Modellprojekt in Deutschland aufgezeigt, welche Chancen und Möglichkeiten sich hier auf Bundesebene bzw. auf Länderebene (hier: Baden-Württemberg) ergeben können und geprüft, ob und wie die bestehenden Konzepte auf die hiesigen Verhältnisse übertragen werden können. Zudem werden die rechtlichen Grundlagen zur Durchführbarkeit eines Täter-Opfer-Ausgleichs sowie der Opferbezug im Strafvollzug beleuchtet (u.a. Rössner & Wulf, 1985; Gelber, 2012). Die aktuelle Situation über die Praxis des Täter-Opfer-Ausgleichs in Deutschland mittels diverser Statistiken (Kerner, Hartmann & Eikens, 2012; Datenmaterial der Neustart gGmbH) soll dargestellt sowie Erkenntnisse über Opfer von Straftaten und deren Erwartungen (Baurmann & Schädler, 1999; Kilchling, 1995) beschrieben werden.


Neben dem theoretischen Zugang wurde in der vorliegenden Arbeit ein qualitatives Design gewählt. Dazu wurde in Zusammenarbeit mit Herrn Dr. Kilchling vom Max-Planck-Institut Freiburg ein Workshop organisiert, der am dritten Mai 2013 im Max-Planck-Institut in Freiburg stattfand. Experten und Entscheidungsträger aus dem Justizministerium Baden-Württemberg, aus Opferverbänden, aus dem psychologischen Dienst und Sozialdienst der Justizvollzugsanstalt Freiburg, aus einer Strafvollstreckungskammer vom Landgericht Freiburg, aus der Geschäftsführung der Neustart gGmbH, aus der Landesarbeitsgemeinschaft-Täter-Opfer-Ausgleich (LAG-TOA) sowie Wissenschaftler und Praktiker aus dem gesamten Bundesgebiet und aus Belgien nahmen daran teil. Im Rahmen des Workshops wurden konkrete Ideen und Umsetzungsmöglichkeiten der Implementierung des Täter-Opfer-Ausgleichs in Haft diskutiert und erarbeitet. Eine Zusammenführung der Ergebnisse und die theoretische Aufarbeitung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der Erfahrungen aus dem In- und Ausland ergeben anschließend relevante Anknüpfungspunkte zur Implementierung des Täter-Opfer-Ausgleichs in Haft.





1 Im Folgenden wird nur noch der Begriff Täter-Opfer-Ausgleich gebraucht, sofern nicht explizit Restorative Justice gemeint ist.


2 Die vorliegende Arbeit wurde zur Erlangung des akademischen Grades Master of Art (M.A.) im weiterbildenden Studiengang Kriminologie am Institut für Weiterbildung e.V. an der Fakultät Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Universität Hamburg erstellt.




Thesen


Nachdem die der Arbeit zugrundeliegende Thematik im deutschsprachigen Raum bislang wenig Beachtung fand, dienen die folgenden Thesen als Steuerungselemente, die forschungsleitende Funktion haben.


These 1: Ein Täter-Opfer-Ausgleich kann auch bei schwerwiegenden Delikten sinnvoll sein und durchgeführt werden.


Je schwerer die Schädigung durch eine Straftat, umso größer kann das Bedürfnis sein, darüber (mit dem Täter, ggf. über einen Vermittler) zu kommunizieren. Das Bedürfnis, die eigenen Emotionen über die Schädigung an den Täter zu adressieren, ungeklärte Fragen loszuwerden u.v.m. können für das Opfer und dessen „Heilungsprozess“ sehr wichtig sein.


Ein Täter-Opfer-Ausgleich kann sich bei Tätern auch positiv auf die Rückfallwahrscheinlichkeit auswirken.


These 2: Ein Täter-Opfer-Ausgleich kann auch im Nachverfahren sinnvoll sein und durchgeführt werden. Dies schließt ausdrücklich auch das Stadium des Strafvollzugs ein.


Opfer schwerwiegender Delikte benötigen mitunter mehr Zeit, um ein solches Angebot annehmen zu können beziehungsweise zu wollen. Für sie käme eine Zuweisung im vorprozessualen Stadium nicht selten zu früh. Nach entsprechender Zeit und eventuell sogar therapeutischer Unterstützung kann eine Stabilisierung erreicht worden sein, die es dem Opfer möglich macht, sich weiter mit der Tat auseinanderzusetzen, offene Fragen zu klären und seine Bedürfnisse an den Täter zu richten. Im Strafverfahren ist die Rolle des Opfers nach wie vor Nebensache. Auch im Rahmen der Vollzugsgestaltung bleibt das Opfer bislang weitgehend unberücksichtigt. Dabei könnte die Situation des Strafvollzugs gerade aus Opfersicht zur Bewältigung der Tatfolgen beitragen, indem sichtbar wird, dass der Täter für das geschehene Unrecht tatsächlich zur Verantwortung gezogen wird und nunmehr bereit ist, sich mit den Tatfolgen und den Möglichkeiten der Wiedergutmachung auseinanderzusetzen.


Täter haben nach dem Verfahren die Möglichkeit sich ernsthaft (ggf. auch mit Unterstützung) mit ihrem Delikt auseinanderzusetzen und sich in die Situation des Opfers hineinzuversetzen. Im Ermittlungs- und Hauptverfahren wird dies oftmals nicht begünstigt, da eine Verantwortungsübernahme im Strafprozess nicht entsprechend gefördert wird. Dies soll durch einen stärkeren Opferbezug in der Vollzugsgestaltung nunmehr gefördert werden. Hierfür bietet gerade der Täter-Opfer-Ausgleich zahlreiche Ansatzpunkte als „Lernfeld sozialer Verantwortung“ (Laubenthal, 2011, S. 92, Rn. 166; vgl. These 4).


These 3: Die Möglichkeiten des Instrumentes Täter-Opfer Ausgleich und anderer Formen von Restorative Justice sind im Hinblick auf Deliktschwere und auf die Anwendung im Nachverfahren bislang weitestgehend ungenutzt.


Sowohl die Auswertung der bundesweiten Auswertung der TOA-Statistik (vgl. Kerner, Hartmann & Eikens, 2012) als auch das Datenmaterial der Neustart gGmbH in Bezug auf den Täter-Opfer-Ausgleich in Baden-Württemberg stützen diese These.


These 4: Mit der Neuregelung der rechtlichen Grundlagen für den Strafvollzug hat der Gesetzgeber in Baden-Württemberg Neuland betreten und den Täter-Opfer-Ausgleich ausdrücklich als weiteren Gestaltungsgrundsatz neu in das Gesetz aufgenommen (vgl. § 2 Abs. 5 JVollzGB III). Allerdings fehlt es bislang an entsprechenden Durchführungsbestimmungen ebenso wie an Praxiserfahrungen (wobei beide Elemente weitgehend voneinander abhängen).


In der Gesetzesbegründung heißt es, dass die Regelung im Absatz 5 dazu beitragen soll, „dass sich Gefangene mit den Tatfolgen für ihre Opfer auseinandersetzen, selbstkritisch Verantwortung hierfür übernehmen, Empathie für das Opfer entwickeln und daraus den Schluss ableiten, künftig keine Straftaten mehr zu begehen“ (LT-Drucksache 14/5012).




Exploration


1 Begriffsbestimmung Täter-Opfer-Ausgleich und „Restorative Justice“


Restorative Justice dient international als Oberbegriff für Projekte, die sich als Alternativen zum strafrechtlichen Umgang mit Kriminalität verstehen. Unter Anlehnung an den Resolutionsentwurf über die „Basic principles on the use of restorative justice programmes in criminal matters“ (UN Economic and Social Council Resolution 2002/12) und der Europaratsempfehlung „On Mediation in Penal Matters Nr. R (99)19“ sind Restorative-Justice- Verfahren solche, „in denen das Opfer, der Täter und/oder andere Individuen oder Gemeinschaftsmitglieder, die durch eine Straftat betroffen sind, aktiv gemeinsam an der Lösung und Bereinigung der Folgewirkung dieser Straftat arbeiten, oft mit Hilfe eines unparteiischen Dritten“. Elemente der Restorative Justice beinhaltet auch der Täter-Opfer-Ausgleich im deutschen Strafsystem. In Anlehnung an die TOA-Standards (TOA-Servicebüro, 2009), die mittlerweile in der sechsten Auflage vom TOA-Servicebüro herausgegeben wurde, ist ein Täter-Opfer-Ausgleich ein Angebot an Täter und Opfer, die Straftat und ihre Folgen mit Hilfe eines neutralen Vermittlers eigenverantwortlich zu bearbeiten. Den Konfliktbeteiligten wird die Möglichkeit gegeben, in der (persönlichen) Begegnung die zugrunde liegenden und/oder entstandenen Konflikte zu bereinigen und den Schaden zu regulieren.


Eine Etablierung eines deutschen Fachbegriffs für Restorative Justice ist bis heute in der Literatur nicht zu finden. Ein häufig verwendeter Begriff ist die „wiederherstellende Gerechtigkeit“, dabei wird jedoch zumeist erkannt, dass dieser dem Kern von Restorative Justice nicht wirklich gerecht wird. Gründe sind in den verschiedenen Übersetzungsmöglichkeiten zu sehen. Der Begriff Justice wird von drei Bedeutungsinhalten, nämlich Recht, Gerichtsbarkeit als auch Gerechtigkeit, bestimmt. Restorative bedeutet übersetzt „stärkend“. Abgeleitet von „to restore“ verändert sich die Bedeutung des Wortes hin zu „reparieren“, „restaurieren“, „wiedergutmachen“, „zurückerstatten“, „zurückgeben“. Deutsche Übersetzungen greifen somit zu kurz, da sie den Kern des Konzeptes nicht umfassen.3


Die Grundidee von Restorative Justice lautet: Es gibt Besseres als die Strafjustiz. Besser für die Opfer von Straftaten und deren Umfeld, besser für die Täter und deren Umfeld und besser für die Gesellschaft insgesamt. Restorative Justice ist gleichzeitig eine Philosophie und eine Methode, um die Bedürfnisse und Interessen von Opfern, Tätern und der Gesellschaft auszugleichen.


Howard Zehr, der sogenannte „Godfather of Restorative Justice“ in den USA, hat die zentralen Prinzipien des herkömmlichen Strafsystems (Criminal Justice) und die der Restorative Justice in drei Fragen differenziert:
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Abbildung 1 (Zehr & Gohar, 2002, S. 20)





Die Kriminalitätskonzepte unterscheiden sich somit im klassischen Strafverfahren und in dem der Restorative Justice deutlich voneinander. In ersterem wird Verbrechen als ein Angriff auf den Staat gesehen, welche durch den Gesetzesbruch und die Schuld definiert ist. Dagegen steht die Sichtweise der Restorative Justice: „Crime is a violation of people and relationships. It creates obligations to make things right. Justice involves the victim, the offender, and the community in a search for solutions which promote repair, reconciliation and reassurance“ (Zehr, 1990, S. 181).


Kriminalität wird weniger als Übertretung abstrakter, gesetzlicher Regelungen gesehen, sondern als Ursache von individuellen, relationalen und sozialen Schäden (Walgrave, 2008, S. 44 f.)


Die Abgrenzung zum klassischen Strafverfahren wird anhand folgender drei Kernelemente deutlich (Lutz, 2002, S. 28):




	Das soziale Element: Orientierung am Opfer und Fokussierung auf die (Aus-)Wirkung der Tat also die Verletzungen bzw. Schäden, die jedoch nicht nur beim Opfer zu sehen sind, sondern auch beim Täter und der Gemeinschaft.


	Das Element der Wiedergutmachung: Der Fokus liegt hier auf dem Ausgleich des entstandenen Schadens und der „Heilung“ der Beteiligten. Dazu gehören die (Re- )Integration und die Wiederherstellung der sozialen Beziehungen.


	Das partizipatorische Element: Die Betroffenen sind aktiv beteiligt am Prozess. Im Zentrum stehen die Bedürfnisse aller von der Tat Betroffenen, also auch der Gemeinschaft.





Der Kern von Restorative Justice ist die Fokussierung auf die Bedürfnisse, die durch Verbrechen entstehen und Rollen, die Verbrechen mit sich bringen. (Zehr, 2010, S. 20). Der Täter-Opfer-Ausgleich ist von Restorative Justice inspiriert.





3 Umfassender dazu u.a. im Artikel „Restorative Justice – auch das Unübersetzbare braucht klare Begriffe“ in TOA-Infodienst Nr. 41, 2011 (Lummer & Hagemann 2012, S. 24 ff.).




2 Rechtsgrundlagen in der Bundesrepublik


Die rechtlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf die Durchführung des Täter-Opfer-Ausgleichs sind in der Bundesrepublik Deutschland sehr offen formuliert. Grundsätzlich wird kein Delikt – weder von der Art noch von der Schwere – ausgeschlossen. Die Anwendung ist in jedem Stadium des Verfahrens möglich.


2.1 Allgemeiner Überblick


Die rechtlichen Grundlagen zur Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs sind seit 1990 eingeführt worden. Zunächst im Jugendgerichtsgesetz, später dann, 1994, folgte im Rahmen des Verbrechensbekämpfungsgesetzes die Aufnahme dieser und ähnlich opferbezogener Elemente in das materielle Strafrecht. Die Kernregelungen finden sich in den §§ 46 a StGB. § 46a Nr. 1 StGB enthält eine gesetzliche Umschreibung des Täter-Opfer-Ausgleichs, wonach der Täter-Opfer-Ausgleich „das Bemühen des Täters ist, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen“. Eine Strafmilderung bzw. ein Absehen von Strafe kann nun gemäß § 46a StGB nach § 49 Abs. 1 StGB erfolgen. Die verfahrensrechtlichen Grundlagen sind in den §§ 155a und 155b StPO enthalten, wonach Staatsanwaltschaft und Gericht in jedem Stadium des Verfahrens die Möglichkeit prüfen sollen, einen Täter-Opfer-Ausgleich zu erreichen und die Weitergabe personenbezogener Daten an eine Schlichtungsstelle zu regeln. Mit § 153a Abs. 1 Nr. 5 StPO kann die Staatsanwaltschaft, wenn es sich um ein Vergehen handelt, mit Zustimmung des Gerichts und des Beschuldigten vorläufig von der Erhebung der öffentlichen Klage absehen und dem Beschuldigten die Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs als Auflage oder Weisung auferlegen. Eine weitere Option bietet mit den §§ 56 und 56b StGB das Instrument der Bewährung oder mit den §§ 59 und 59a das der Verwarnung mit Strafvorbehalt.


Diese genannten rechtlichen Grundlagen bieten Möglichkeiten zur Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs im Ermittlungs- und Hauptverfahren sowie im Nachverfahren im Rahmen einer Bewährungsauflage. Nach der geltenden Rechtslage (§ 46a StGB) ist ein Täter-Opfer-Ausgleich selbst dann noch möglich, wenn der Schuldspruch bereits rechtskräftig ist, somit auch nach Beginn des Haftvollzugs. Die Möglichkeit, Täter-Opfer-Ausgleich während des Vollzugs einer Haftstrafe durchzuführen, findet sich im Strafvollzugsgesetz des Bundes bzw. in den Strafvollzugsgesetzen der Länder. Der Täter-Opfer-Ausgleich ist sowohl während des Vollzugs von Untersuchungshaft (hier gelten die o.g. Rechtsgrundlagen) als auch während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder der Sicherungsverwahrung möglich. Im Folgenden sollen die beiden letzteren Optionen, Täter-Opfer-Ausgleich nach rechtskräftiger Verurteilung, erörtert werden.


2.2 In Haft


2.2.1 Überblick über die Regelungen in Bund und Ländern


Vor der Föderalismusreform im Jahr 2006 oblag die Gesetzgebungskompetenz für den Vollzug der Freiheitsstrafe in Justizvollzugsanstalten und der freiheitsentziehenden Maßnahmen der Besserung und Sicherung dem Bund als konkurrierende Gesetzgebungskompetenz (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG). Es existieren nunmehr Strafvollzugsgesetze der jeweiligen Bundesländer und das Strafvollzugsgesetz des Bundes, wobei dieses durch die jeweiligen Landesgesetze sukzessive abgelöst wird und bis dahin als partikulares Bundesrecht fortbesteht (Laubenthal, 2011, S. 12, Rn. 15). Relativ früh sind bis zum 31.12.2011 in fünf Bundesländern Landesgesetze zum Strafvollzug verabschiedet worden: Bayern (01.01.2008), Hamburg (01.01.2008), Niedersachsen (01.01.2008), Baden-Württemberg (01.01.2010) und Hessen (01.01.2010). Im Jahr 2011 haben die Länder Berlin, Bremen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen einen gemeinsamen Musterentwurf für ein Strafvollzugsgesetz (ME StVollzG vom 06.09.2011) beschlossen, an dem sie ihre jeweilige Landesgesetzgebung orientieren wollen. Teilweise wurde dieser nun von den Landesparlamenten beraten und in Landesgesetze umgesetzt. Nordrhein-Westfalen hat sich dem Versuch der Vereinheitlichung nicht angeschlossen und lässt mit einem eigenen Entwurf noch auf sich warten. Die Unterschiede in den Landes-Strafvollzugsgesetzen sind teilweise bedeutend. Dies, obgleich bei allen dieselben verfassungsrechtlichen Grundlagen gelten, wie im Folgenden kurz skizziert wird.


2.2.2 Verfassungsrechtliche Grundlagen


Aus verfassungsrechtlicher Perspektive ist die Resozialisierung von Straftätern und Straftäterinnen eines der wichtigsten Ziele des Strafvollzugs. Als Fundament für die Ausgestaltung des Strafvollzugs gelten verfassungsrechtliche Grundlagen wie die Menschenwürde und das Sozialstaatsprinzip. So ergibt sich aus Art. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG ein Anspruch auf Resozialisierung. Das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) verpflichtet den Staat, die notwendigen Ressourcen zur Realisierung von Sozialisierungsbemühungen zur Verfügung zu stellen. Somit ist Resozialisierung nicht nur einfach gesetzlich geregeltes Vollzugsziel sondern verfassungsrechtlich vorgegebene Vollzugszielbestimmung. Soweit Maßnahmen aus dem Bereich Restorative Justice diesen verfassungsrechtlich vorgegebenen Zielen dienen, sind diese in Erwägung zu ziehen, sowohl was die Gesetzgebung als auch die Ausgestaltung des Strafvollzugs betrifft.


2.2.3 Rechtliche Grundlagen nach dem Strafvollzugsgesetz (StVollzG) des Bundes


Aufgrund der Tatsache, dass das Strafvollzugsgesetz des Bundes noch in einigen Bundesländern gilt und es den Maßstab zur Vollzugsgesetzgebung bildet, soll an dieser Stelle kurz auf die rechtlichen Grundlagen in Bezug auf Täter-Opfer-Ausgleichs eingegangen werden. Gemäß § 2 StVollzG soll der Strafvollzug einerseits der Resozialisierung des Straftäters (Vollzugsziel) dienen, andererseits dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten dienen: „ Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (Vollzugsziel). Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten.“ Nach vorherrschender Meinung ist die Resozialisierung als Vollzugsziel als alleiniges Ziel des Vollzuges anzusehen (vgl. Fest, 2006, § 2 Rdn. 6; Callies & Müller-Dietz, 2008, § 2 Rdn. 1). Bei der Befähigung zu einer sozial verantwortlichen Lebensführung kommt einer Auseinandersetzung mit der Tat und den Folgen und somit auch Maßnahmen im Bereich Restorative Justice eine wichtige Bedeutung zu. Das Strafvollzugsgesetz des Bundes erwähnt das Deliktopfer an keiner Stelle. Nur in § 73 StVollzG ist der Gefangene in seinem Bemühen zu unterstützen, „seine Rechte und Pflichten wahrzunehmen, namentlich … einen durch seine Straftat verursachten Schaden zu regeln.“ Einem Täter-Opfer-Ausgleich wird dies keinesfalls gerecht. Dabei war die Beschäftigung mit dem Wiedergutmachungsgedanken im Strafvollzug immer wieder gegeben. Anfang der 80er Jahre wurde der Gedanke des opferbezogenen Strafvollzugs und darin auch der Täter-Opfer-Ausgleich als entsprechende Maßnahme vom Arbeitskreis Täter-Opfer-Ausgleich bei der Deutschen Bewährungshilfe e.V. aufgegriffen.4 Eine opferbezogene Vollzugsgestaltung soll das Vollzugsziel unterstützen und mit Inhalt füllen. Die Aufgabe, die Bereitschaft des Gefangenen zur Mitwirkung an seiner Behandlung zu wecken und zu fördern (§ 4 Abs. 1 StVollzG) ist über entsprechende opferbezogene Maßnahmen zu erfüllen (Rössner & Wulf, 1984, S. 103 ff.): „Die überwiegende Mehrheit der Gefangenen ist durch opferbezogene Einzelgespräche zur Erkenntnis ihrer Tatschuld zu bringen“ (Rössner & Wulf, 1984, S. 114). Ein Gesetzentwurf des Bundesrats zur Änderung des StVollzG von 1988 sah eine entsprechende Modifizierung von § 4 StVollzG vor. § 4 Abs. 1 S. 3 StVollzG sollte lauten: „Zur Erreichung des Vollzugsziels sollen die Einsicht des Gefangenen in die Folgen der Tat, insbesondere für das Tatopfer geweckt und geeignete Formen des Ausgleichs angestrebt werden“ (BT-Drs.11/3694, 1988, S. 3). Dieser Entwurf fand jedoch nicht die Zustimmung der Bundesregierung, mit dem Hinweis, dass „die Behandlung des Gefangenen nicht an der Weckung einer bestimmten Einsicht“ geknüpft werden könne (BT-DRs.11/3694, S. 15).
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